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Merkblatt Baupolizei ausserhalb der Bauzone  
(Änderungen des Raumplanungsgesetzes RPG2) 
 

1. Ausgangslage 

Am 29. September 2023 verabschiedete das Parlament die zweite Etappe der Teilrevision des Raumpla-

nungsgesetzes vom 22. Juni 1979 (RPG; SR 700 [RPG2]). Für die Umsetzung und den Vollzug des revi-

dierten Gesetzes beschloss der Bundesrat am 15. Oktober 2025 auch Anpassungen der Raumplanungs-

verordnung vom 28. Juni 2000 (RPV; SR 700.1). Die neuen Regelungen beinhalten auch Anpassungen 

bei der Baupolizei ausserhalb der Bauzonen. Sie traten am 1. Juli 2026 in Kraft. 

 

Aufgrund der kurzen Umsetzungsfrist in das kantonale Recht wurde, gestützt auf Art. 88 Abs. 3 der Kan-

tonsverfassung (KV), eine dringliche Einführungsverordnung erlassen und am 1. Juli 2026 in Kraft ge-

setzt (EV RPG2). Sie wird mit der Baugesetzrevision 2029 in die Baugesetzgebung überführt werden. 

 

Im vorliegenden Merkblatt werden die neuen Regelungen zum Thema Baupolizei ausserhalb der 

Bauzone erläutert (Art. 25 Abs. 3 - 5 RPG, Art. 43b RPV, Art. 12 – 13 EV RPG2). Es soll Gemeinden, 

Baupolizei- und Baubewilligungsbehörden als Vollzugshilfe dienen. Für den allgemeinen Ablauf der Bau-

polizeiverfahren wird auf die Arbeitshilfe Baupolizei, Leitfaden für die Gemeinden, der Geschäftsleitung 

der Regierungsstatthalterinnen und Regierungsstatthalter verwiesen (Arbeitshilfe und Merkblatt Baupoli-

zei). 

 

Art. 25 Abs. 3 RPG verpflichtet die zuständigen Behörden, dafür zu sorgen, dass unbewilligte Nutzungen 

innerhalb nützlicher Frist festgestellt und anschliessend sofort untersagt und unterbunden werden. Rück-

bauten zur Wiederherstellung des rechtmässigen Zustands sind dabei unverzüglich anzuordnen und zu 

vollziehen. 

 

Art. 25 Abs. 4 RPG regelt, dass nur die zuständige kantonale Behörde ausnahmsweise einen Verzicht 

auf die Wiederherstellung des rechtmässigen Zustandes beschliessen kann. 

 

2. Zuständigkeiten 

Die in Art. 45 des Baugesetzes (BauG; BSG 721.0) festgesetzten baupolizeilichen Zuständigkeiten blei-

ben unverändert. Die primäre Zuständigkeit für die Baupolizei verbleibt bei den jeweiligen Behörden der 

Gemeinden, welche dafür zu sorgen haben, dass unbewilligte Nutzungen innerhalb nützlicher Frist fest-

gestellt und anschliessend sofort untersagt und unterbunden werden. Vernachlässigt die kommunale 

Baupolizeibehörde diesen Auftrag, wird das zuständige Regierungsstatthalteramt tätig (Art. 48 BauG). 
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3. Wiederherstellung und Benützungsverbot 

Die kommunalen Baupolizeibehörden haben dafür zu sorgen, dass unbewilligte Nutzungen innert nützli-

cher Frist festgestellt und anschliessend sofort untersagt und wirksam unterbunden werden (Baueinstel-

lungsverfügung, Benützungsverbot gemäss Art. 46 Abs. 1 BauG). Der Rückbau unbewilligter baulicher 

Veränderungen, soweit sie sich nicht in einem nachträglichen Bewilligungsverfahren als zulässig erwei-

sen, sind ohne Verzug anzuordnen und zu vollziehen (Wiederherstellungsverfügung gemäss Art. 46 Abs. 

2 BauG, Ersatzvornahme gemäss Art. 47 BauG). In nachträglichen Baubewilligungsverfahren ausserhalb 

der Bauzonen müssen die vorhandenen Bauten und Anlagen durch die zuständige Baubewilligungsbe-

hörde mindestens summarisch auf ihre Rechtmässigkeit geprüft werden (Art. 43b Abs. 2 RPV). 

Im Kanton Bern wird in der Baugesetzgebung der Begriff «Benützungsverbot» eingesetzt. Der Begriff 

«Benützungsverbot» wird deshalb auch in der EV RPG2 - im Sinne des in Art. 43b Abs.1 Bst. a RPV er-

wähnten Begriffs «Nutzungsverbot» - verwendet. 

 

Die Mindestanforderungen an das kantonale Recht zur Umsetzung der neuen gesetzlichen Vorgaben 

von Art. 25 Abs. 3 – 5 RPG werden in Art. 43b RPV geregelt. Gemäss dem Auftrag an die Kantone in 

Art. 43b Abs. 1 RPV wird in Art. 12 Abs. 1 EV RPG2 festgelegt, dass angeordnete Benützungsverbote 

grundsätzlich innert 30 Tagen nach deren Eröffnung durchzusetzen sind. Anderes gilt, wenn glaubhaft 

gemacht werden kann, dass die Nutzung rechtmässig ist. Eine Durchsetzung des Benützungsverbotes 

wäre in diesem Fall nicht verhältnismässig. 

 

Werden die angeordneten Benützungsverbote durch die Baupolizeibehörden nicht innert Frist durchge-

setzt, hat das zuständige Regierungsstatthalteramt tätig zu werden. Die Baupolizeibehörde der Ge-

meinde muss daher dem zuständigen Regierungsstatthalteramt angeordnete Benützungsverbote eröff-

nen (Art. 12 Abs. 2 EV RPG2). Vollzogene Benützungsverbote sind dem Regierungsstatthalteramt durch 

die Baupolizeibehörde zu melden, nur so kann der Vollzug des Benützungsverbotes überwacht und ge-

gebenenfalls durch die Aufsichtsbehörde (das Regierungsstatthalteramt) eingegriffen werden (Art. 12. 

Abs. 3 EV RPG2). 

 

Die Wiederherstellungsverfügung ist gestützt auf Art. 25 Abs. 4 RPG sowie Art. 43b Abs. 1 RPV dem 

Amt für Gemeinden und Raumordnung (AGR) zu eröffnen. 

 

4. Verzicht auf Wiederherstellung des rechtmässigen Zustands 

Gemäss Art. 25 Abs. 4 RPG kann nur die zuständige kantonale Stelle, im Kanton Bern das AGR, aus-

nahmsweise über einen allfälligen Verzicht auf die Wiederherstellung des rechtmässigen Zustands ent-

scheiden (Art. 13 Abs. 1 EV RPG2). Will die Baubewilligungsbehörde oder Baupolizeibehörde – auf An-

trag des Gesuchstellenden – auf die Wiederherstellung des rechtmässigen Zustands ganz oder teilweise 

verzichten, muss sie dem AGR einen entsprechenden Antrag stellen. 

 

Das AGR wird eine Verfügung zum Antrag erlassen, welche durch die Baubewilligungsbehörde oder 

Baupolizeibehörde zusammen mit dem Entscheid über die Wiederherstellung den Gesuchstellenden er-

öffnet wird (Art. 14 Abs. 2 EV RPG2). Die kommunalen Behörden können sich nicht über den Entscheid 

des AGR hinwegsetzen. Der Entscheid des AGR kann nur zusammen mit dem Bauentscheid bzw. dem 

Wiederherstellungsentscheid mittels Beschwerde beim Rechtsamt der Bau- und Verkehrsdirektion (RA 

BVD) angefochten werden Art. 40 Abs. 1 BauG). 
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